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Vorprüfung eines Änderungsvorhabens nach dem Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung

zum Vorhaben:

Antrag auf Erhöhung der genehmigten Menge Klärschlamm von 25.000 Mg/a auf 35.000 Mg/a

Antragstellerin:
swb Entsorgung GmbH
Theodor-Heuss-Allee 20
28215 Bremen
Antrag auf immissionsschutzrechtliche Änderungsgenehmigung vom 11.11.2019,
eingegangen am 14.11.2019

1. Beschreibung

Die swb Entsorgung GmbH beabsichtigt die bisher zur Mitverbrennung genehmigte Klärschlammmenge Im Müllheizkraftwerk (MHKW) von 25.000 Mg/a auf 35.000 Mg/a zu erhöhen. Der Klärschlamm ist entwässert und hat eine Trockenzubstanz zwischen 18% und 25%. Die genehmigte Gesamtjahresmenge Abfall wird durch die Erhöhung der durchgesetzen Klärschlammmenge nicht erhöht.

Der Klärschlamm wird per LKW angeliefert und auf der Fahrzeugwaage verwogen. Durch die Erhöhung der Klärschlammmenge erhöht sich die Anlieferfrequenz von 4LKW/ Tag auf bis zu 6 LKW/ Tag. Nach der Verwiegung fahren die LKW zur Annahmestation und kippen den Klärschlamm ab. Hierzu wird der Deckel des Bunkers hydraulisch geöffnet. Der Klärschlamm wird über ein geschlossenes System über Schneckenförderer zum Tagesbunker befördert, in dem der Klärschlamm über eine Wurfbeschickungsanlage in den Fallstrom des Mülls verteilt wird.

Aufgrund der fast 8 Jahre langen Erfahrung mit der Mitverbrennung von Klärschlamm im MHKW werden keine Auswirkungen auf die Verbrennung und der Rauchgasreinigung erwartet. Im täglischen Betrieb wurden weder Auswirkungen auf Emissionswerte noch Einflüsse auf Ausbrand, Kesselasche, Flugasche, Reststoffe, Verbrauch von Harnstoff, Kalkmilch oder Trockensorbens festgestellt.

2. Rechtsgrundlagen

Die Anlage unterliegt der Genehmigungspflicht nach § 16 BImSchG in Verbindung mit Nr. 8.1.1.3 GE des Anhangs 1 zur Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV).
Nach § 9 Abs. (1) UVPG in Verbindung mit Anlage 1 UVPG Nr. 8.1.1.3 Spalte 2 ist eine allgemeine Vorprüfung durchzuführen, ob für das Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich ist.
Eine Umweltverträglichkeitsprüfung ist dann erforderlich, wenn das Vorhaben nach überschlägiger Prüfung der zuständigen Behörde unter Berücksichtigung der in der Anlage 3 des UVPG aufgeführten Kriterien erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann.

3. Unterlagen, die der Vorprüfung zu Grunde liegen

· Antrag auf Genehmigung zur wesentlichen Änderung der Beschaffenheit und des Betriebs der Anlage vom 11.11.2019 (§ 16 BImSchG), dieser beinhaltet:
· Schalltechnische Untersuchung vom 16.09.2019 des TÜV Nord zu den Geräuschemissionen und Geräuschimmissionen durch die Mitverbrennung von Klärschlamm im Müllheizkraftwerk Bremen,
TÜV-Auftrags-Nr. 8000669229 / 419SST014

· Geruchs- Prognose vom 07.05.2019 des TÜV Nord zur Bewertung der Geruchsimmissionen hervorgerufen durch die Mitverbrennung von Klärschlamm im Müllheizkraftwerk Bremen,
TÜV-Auftrags-Nr. 8000669347 / 419IPG001

· Unterlage zur Feststellung der UVP-Pflicht nach §9 UVPG vom 28.082019 des TÜV Nord zur Mitverbrennung von Klärschlamm im Müllheizkraftwerk Bremen,
TÜV-Auftrags-Nr. 8000669207 / 119UVU002


· Stellungnahme der Gewerbeaufsicht des Landes Bremen, Referat Arbeitsschutz vom 14.11.2019

· Stellungnahme der Gewerbeaufsicht des Landes Bremen, Referat Immissionsschutz vom 13.12.2019

· Stellungnahme der Senatorin für Klimaschutz, Umwelt, Mobilität, Stadtentwicklung und Wohnungsbau, Referat 23 Abfallüberwachung vom 31.01.2019

· Stellungnahme der Senatorin für Klimaschutz, Umwelt, Mobilität, Stadtentwicklung und Wohnungsbau, Referat 24 Bodenschutz vom 19.11.2019

· Stellungnahme der Senatorin für Klimaschutz, Umwelt, Mobilität, Stadtentwicklung und Wohnungsbau, Referat 34 Wasserbehörde vom 18.12.2019

· Stellungnahme der hanseWasser vom 26.11.2019


4. Umweltauswirkungen

4.1 Größe des Vorhabens
Die Erhöhung der Klärschlammmenge hat keine Vergrößerung der bereits bestehenden Anlage zur Folge.

4.2 Standort des Vorhabens
Der Standort befindet sich weder im Einwirkbereich an ein Naturschutzgebiet, Landschaftsschutzgebiet, FFH-Gebiet, Biotop, Wasserschutzgebiet, Hochwasserschutzgebiet, Überschwemmungsgebiet. Eine naturschutzrechtliche und artenschutzrechtliche Betroffenheit ist durch das Vorhaben nicht zu erwarten.

4.3 Nutzung natürlicher Ressourcen (Flächen, Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen, bio. Vielfalt)
Die Klärschlammannahme erfolgt auf einer bereits versiegelten Fläche.

4.4 Erzeugung von Abfällen
Durch das geplante Vorhaben fallen keine anderen Abfallarten an. 

4.5 Lärmschutz 
In der Schalltechnische Prognose vom 16.09.2019 des TÜV Nord Umweltschutz wurde prognostiziert, dass sämtliche Lärmimmissionen der Klärschlammanlieferung und Mitverbrennung die zulässigen Immissionswerte an allen relevanten Immissionsorten am Tage um mindestens 20dB(A) und in der Nacht um mindestens 15dB(A) unterschreiten.

4.6 Luftreinhaltung
In der Prognose zu Geruchs- Immissionen vom 07.05.2019 des TÜV Nord Umweltschutz wurde prognostiziert, dass sämtliche Emissionen der Klärschlammanlieferung und Mitverbrennung das zulässige Irrelevanzkriterium unterschreiten.

4.7 Wasser und Abwasser
Durch die Klärschlammverbrennung wird keine Änderung der bestehenden Ver- und Entsorgung von Wasser und Abwasser vorgenommen.

4.8 Risiken (Störfälle, Katastrophen)
Das Müllheizkraftwerk einschließlich des Klärschlammzwischenlagerung unterliegt nicht der Störfallverordnung.

5. Ergebnis der Vorprüfung
Aus den vorgenannten Umständen wird abgeleitet, dass durch das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind.
Aufgrund dieser überschlägigen Prüfung führt unsere Einschätzung als zuständige Behörde zu der Feststellung, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 
[bookmark: _GoBack]Sie wird über das UVP-Portal (www.uvp-verbund.de/portal/) bekannt gemacht.
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